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Amtliche  
Bekanntmachungen

Gewerbesteuervorauszahlungen 
und Grundabgaben
Am 15. Februar 2007 war die I. 
Vierteljahresrate 2007 für Ge-
werbesteuervorauszahlungen und 
Grundabgaben fällig.
Säumige werden gebeten, die Abga-
beschuld – sie ist aus den zuletzt zu-
gestellten Bescheiden zu entnehmen – 
einschließlich des bei nicht rechtzeiti-
ger oder nicht vollständiger Zahlung 
zu entrichtenden Säumniszuschla-
ges – er beträgt für jeden angefange-
nen Monat 1 v.H. des auf den nächsten 
durch fünfzig Euro teilbaren abgerun-
deten rückständigen Betrages – um-
gehend auf ein Konto der Stadtkas-
se Fürth einzubezahlen oder zu über-
weisen. Dies ist bei fast allen Fürther 
Geldinstituten möglich.
Dabei ist unbedingt Adresse, Perso-
nenkontonummer und Forderungs-
art anzugeben.
Verrechnungsschecks sind an die 
Stadtkasse Fürth zu senden. Ein Be-
gleitschreiben dazu erübrigt sich, 
wenn der Scheck die vorgenannten 
Angaben enthält. Bareinzahlungen 
bei der Stadtkasse sind nicht mög-
lich.
Es wird ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass nach Ablauf einer Wo-
che immer noch ausstehende Abga-
ben durch die Vollstreckungsstelle 
der Stadt Fürth eingehoben werden. 
Dadurch entstehen Vollstreckungs-
kosten.
Fristversäumnisse können durch das 
bewährte Abbuchungsverfahren ver-
mieden werden. Antragsformulare 
werden auf Wunsch zugesandt. Aus-
kunft erhalten Sie bei der Stadtkas-
se Fürth, Telefon 9 74-14 14 bis -14 18 
und -14 22.
Hinweis zur Grundsteuer:
Die Grundsteuer wird vom Finanz-
amt jährlich nach den Verhältnissen 
zu Beginn des Jahres festgesetzt. Bei 
der Übergabe eines Grundstückes auf 
einen anderen Eigentümer ist der bis-
herige Eigentümer so lange grund-
steuerpflichtig, bis das Finanzamt das 
Grundstück auf den neuen Eigentü-

mer fortgeschrieben hat (§ 9 Grund-
steuergesetz). Diese Fortschreibung 
erfolgt zum 1. Januar des auf den Ei-
gentumsübergang folgenden Jahres. 
Andere vertragliche Abmachungen 
sind privatrechtlich; sie ändern nichts 
an der Steuerpflicht und können da-
her von der Steuerverwaltung nicht 
berücksichtigt werden.
Fürth, 29. Januar 2007, Stadt Fürth
I.A. Rudolf Becker, berufsm. Stadtrat

Bekanntmachung
Vollzug des Allg. Eisenbahnge-
setzes (AEG) und des Geset-
zes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG);
1. Planänderung zur Planfeststellung 
mit integrierter Umweltverträglich-
keitsprüfung nach § 18 AEG für das 
Verkehrsprojekt Deutsche Einheit 
Schiene Nr. 8 Ausbaustrecke Nürn-
berg – Ebensfeld, Planfeststellungs-
abschnitt 16 „Fürth Nord“, S-Bahn 
Nürnberg – Forchheim, km 12,400 
bis km G 16,840 im Bereich der Städ-
te Nürnberg, Fürth und Erlangen
Bekanntgabe des Erörterungster-
mins
1. Die Regierung von Mittelfranken 
führt im Rahmen des Anhörungsver-
fahrens für das oben genannte Vorha-
ben gemäß §§ 18, 18 a Nr. 5 AEG und 
§ 73 Abs. 6 Verwaltungsverfahrens-
gesetz (VwVfG) den Erörterungster-
min durch.
Der Erörterungstermin findet statt 
am Montag, 19. März 2007, und am 
Dienstag, 20. März 2007, jeweils ab 
9 Uhr in der Stadthalle Fürth, Rosen-
straße 50, 90762 Fürth. Der Erörte-
rungstermin wird bei Bedarf am Mitt-
woch, 21. März 2007, um 9 Uhr fort-
geführt.
2. Im Termin werden die rechtzeitig 
erhobenen Einwendungen und Stel-
lungnahmen erörtert. Die Teilnahme 
am Termin ist jedem, dessen Belange 
durch das Bauvorhaben berührt wer-
den, freigestellt. Die Vertretung durch 
einen Bevollmächtigten ist möglich. 
Dieser hat seine Bevollmächtigung 
durch eine schriftliche Vollmacht 
nachzuweisen und diese zu den Ak-
ten der Anhörungsbehörde zu geben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei 

Ausbleiben eines Beteiligten auch oh-
ne ihn verhandelt werden kann, ver-
spätete Einwendungen ausgeschlos-
sen sind und der Erörterungstermin 
mit Schluss der Verhandlung been-
det ist.
3. Durch die Teilnahme am Erörte-
rungstermin oder durch Vertreterbe-
stellung entstehende Kosten können 
nicht erstattet werden.
4. Der Erörterungstermin ist nicht öf-
fentlich. Jeder Teilnehmer muss sich 
durch einen amtlichen Lichtbildaus-
weis ausweisen können.
Fürth, 14. Februar 2007, Stadt Fürth, Dr. 
Thomas Jung, Oberbürgermeister

Einziehung von öffentlichen Ver-
kehrsflächen
Im Vollzug des Bayerischen Straßen- 
und Wegegesetzes (BayStrWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. 
Oktober 1981 (GVBl. S. 448, berich-
tigt 1982 S. 149; BayRS 91-1-I) wird 
bekannt gegeben:
Mit Beschluss des Bauausschusses 
der Stadt Fürth vom 31. Januar 2007 
werden mit Wirkung vom Tage nach 
der Bekanntmachung in der Stadt-
zeitung der Stadt Fürth die nachfol-
genden Straßenflächen gemäß Art. 8 
BayStrWG eingezogen:
• Teilflächen der als Ortstraße gewid-

meten Grundstücke Fl. Nrn. 225/27 
und 225/34, Gem. Vach (Anemo-
nenweg – vor dem Anwesen Rot-
dornstraße 30). 

• Eine Teilfläche des als Ortstraße 
gewidmeten Grundstückes Fl. Nr. 
1401/5 Gem. Fürth diese Teilfläche 
von ca. 20 Quadratmetern liegt ne-
ben Fl.Nr. 1401/680, Gem. Fürth 
in der Wehlauer Straße. 

• Der als öffentlicher Feld- und Wald-
weg (nicht ausgebaut i. S. d. Art. 54 
Abs. 1 BayStrWG) gewidmete Weg 
zwischen der Seestraße und der 
Stadelner Hauptstraße (Weg ver-
läuft auf einer Teilstrecke der Fl.Nr. 
771/4, Gem. Stadeln).

• Das als öffentlicher Feld- und Wald-
weg gewidmete Grundstück Fl. Nr. 
379/2, Gem. Poppenreuth (Weg-
strecke südlich der Schnepfen-
reuther Straße).

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann inner-
halb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Klage bei dem Bayerischen 
Verwaltungsgericht in Ansbach, Post-
fachanschrift: Postfach 6 16, 91511 
Ansbach, Hausanschrift: Promenade 
24, 91522 Ansbach, schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle dieses Ge-
richts erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, die Be-
klagte (Stadt Fürth) und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angege-
ben, die angefochtene Verfügung soll 
in Urschrift oder in Abschrift beige-
fügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sol-
len Abschriften für die übrigen Betei-
ligten beigefügt werden.
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung:
Der Landtag hat am 17. Juni 2004 ein 
Gesetz verabschiedet, wonach zum 1. 
Juli 2004 das Widerspruchsverfahren 
für die Zeit vom 1. Juli 2004 bis 30. 
Juni 2006 im Verwaltungsgerichtsbe-
zirk Ansbach probeweise abgeschafft 
wird. Am 21. Juni 2006 wurde eine 
Verlängerung dieses Pilotprojekts bis 
zum 30. Juni 2007 beschlossen. Die 
bisherige Möglichkeit, gegen diese 
Verfügung Widerspruch einzulegen, 
ist daher nicht mehr gegeben.
Sollte mit dieser Verfügung kein Ein-
verständnis bestehen, muss daher di-
rekt Klage zum Verwaltungsgericht 
Ansbach innerhalb eines Monats er-
hoben werden.
Die Einreichung eines Schriftsatzes 
bei der Stadt Fürth wahrt diese Frist 
nicht! Darüber hinaus genügt die Er-
hebung der Klage durch einfache E-
Mail nicht der in der Rechtsbehelfsbe-
lehrung geforderten Schriftform und 
führt zur Unzulässigkeit der Klage.
Die Lagepläne zu den jeweiligen Ver-
fahren können im Tiefbauamt, Hir-
schenstraße 2, Zimmer 310, Montag 
bis Freitag von 8.30 bis 12 Uhr einge-
sehen werden.
Fürth, 12. Februar 2007, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister
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Öffentliche Bekanntmachung ei-
ner Baugenehmigung gemäß Art. 
71 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. Bau-
ordnung (BayBO)
Vorhaben: Neubau von drei Nach-
klärbecken mit Zulaufgerinne, Rohr-
kanal, Rücklaufschlammpumpwerk 
und Auslauf-Messgebäude sowie Er-
richtung einer Sichtschutzwand; 
Grundstück: Erlanger Straße 105, 
Gemarkung Ronhof, Flur-Nr. 282, 
282/45; Antragsteller und Bauherr: 
Stadtentwässerungsbetrieb Fürth, 
Hirschenstraße 2, 90762 Fürth. 
Baugenehmigung nach Art. 72 Bay-
BO 
Wir haben Ihren Antrag geprüft und 
erteilen gemäß Art. 72 der Bayeri-
schen Bauordnung (BayBO) die
Baugenehmigung für o. g. Vorha-
ben.
Von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 311 (Erweiterungsge-
biet für die Kläranlage) wird nach § 
31 Abs. 2 Baugesetzbuch gemäß den 
eingereichten Bauvorlagen Befreiung 
hinsichtlich der Überschreitung der 
nördlichen Baugrenze um ca. 13 Me-
ter bei den drei Nachklärbecken sowie 
der Bebauung des Auslaufmessgebäu-
des und der Sichtschutzwand vollstän-
dig außerhalb der Baugrenze erteilt.
Begründung:
Der rechtsverbindliche Bebauungs-
plan aus dem Jahre 1969 weist in An-
grenzung zur Wohnbebauung in der 
Ronwaldstraße den Bau einer vier-
spurigen Straße aus. Danach richtete 
sich die ursprüngliche Festlegung der 
Baugrenze für die Erweiterung der 
Kläranlage. Da die Realisierung der 
Straße seitens der STADT FÜRTH 
nicht mehr verfolgt wird, kann diese 
Fläche einer anderen Nutzung zuge-
führt werden, wenn die Voraussetzun-
gen des § 31 Abs. 2 BauGB vorliegen. 
Nachdem das Vorhaben auch im öf-
fentlichen Interesse steht und die vor-
gesehenen Maßnahmen der angren-
zenden Wohnbebauung anhand der 
erstellten und geprüften Lärm- und 
Geruchsgutachten keine zusätzlichen 
Nachteile bringen, konnte die Befrei-
ung erteilt werden.
Die Realisierung des Vorhabens ver-
letzt somit bei objektiver Beurteilung 
weder das Gebot nachbarlicher Rück-
sichtsnahme, noch beeinträchtigt es 
das grundgesetzlich geschützte Ei-
gentumsrecht der Nachbarn.
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage beim Bayer. Verwaltungsgericht 
Ansbach, Postanschrift: Postfach 6 16, 

91511 Ansbach, Hausanschrift: Pro-
menade 24, 91522 Ansbach, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstel-
le dieses Gerichtes erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, die Be-
klagte (STADT FÜRTH) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben, der angefochte-
ne Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Der Kla-
ge und allen Schriftsätzen sollen vier 
Abschriften für die übrigen Beteilig-
ten beigefügt werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage hat keine aufschiebende 
Wirkung. Möglich ist ein Antrag zum 
Verwaltungsgericht Ansbach, die auf-
schiebende Wirkung der Klage wie-
der herzustellen (§§ 80a i. V. m. 80 
Abs. 5 Verwaltungsgerichtsordnung 
- VwGO-).
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung
Der Landtag hat am 17. Juni 2004 ein 
Gesetz verabschiedet, wonach zum 
1. Juli 2004 das Widerspruchsver-
fahren für die Zeit vom 1. Juli 2004 
bis 30. Juni 2006 im Verwaltungsge-
richtsbezirk Ansbach probeweise ab-
geschafft wird. Am 21. Juni 2006 
wurde eine Verlängerung dieses Pi-
lotprojekts bis zum 30. Juni 2007 be-
schlossen. Die bisherige Möglichkeit, 
gegen diesen Bescheid Widerspruch 
einzulegen, ist daher nicht mehr gege-
ben. Sollten Sie mit diesem Bescheid 
nicht einverstanden sein, müssen Sie 
daher direkt Klage zum Verwaltungs-
gericht Ansbach innerhalb eines Mo-
nats erheben.
Die Einreichung eines Schriftsatzes 
bei der STADT FÜRTH wahrt die-
se Frist nicht! Darüber hinaus genügt 
die Erhebung der Klage durch einfa-
che E-Mail nicht der in der Rechtsbe-
helfsbelehrung geforderten Schrift-
form und führt zur Unzulässigkeit der 
Klage.
Die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens können in der Bauaufsicht, 
Hirschenstraße 2, Zimmer 140, einge-
sehen werden.

Bahn Landwirtschaft Unterbezirk 
Fürth
Am 18. März, 15 Uhr, findet im Süd-
westlichen Gartenbauverein, Stetti-
ner Straße 45, die diesjährige Jahres-
hauptversammlung der Bahn Land-
wirtschaft, Unterbezirk Fürth, statt. 
Die Tagesordnung wird zu Beginn 

der Versammlung bekannt gegeben. 
Anträge an die Versammlung kön-
nen bis spätestens 9. März schriftlich 
beim Vorstand des Unterbezirks ein-
gereicht werden.

Öffentliche Bekanntmachung ei-
ner Baugenehmigung gemäß Art. 
71 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. Bau-
ordnung (BayBO)
Vorhaben: Errichtung von Dachgau-
ben; Grundstück: Liegnitzer Stra-
ße 8, Gemarkung Stadeln, Flur-Nr. 
195/2. 
Baugenehmigung nach Art. 72 Bay-
BO 
Wir haben Ihren Antrag geprüft und 
erteilen gemäß Art. 72 der Bayeri-
schen Bauordnung (BayBO) die Bau-
genehmigung für o. g. Bauvorhaben.
Von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 395 wird nach § 31 
Abs. 2 Baugesetzbuch gemäß den ein-
gereichten Bauvorlagen Befreiung 
davon, dass Dachaufbauten nicht zu-
lässig sind, erteilt.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann inner-
halb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Klage beim Bayer. Ver-
waltungsgericht Ansbach, Postan-
schrift: Postfach 616, 91511 Ansbach, 
Hausanschrift: Promenade 24, 91522 
Ansbach, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichtes erhoben 
werden. Die Klage muß den Kläger, 
die Beklagte (STADT FÜRTH) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten.
Die zur Begründung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Klage und allen Schrift-
sätzen sollen vier Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage hat keine aufschieben-
de Wirkung. Möglich ist ein An-
trag zum Verwaltungsgericht Ans-
bach, die aufschiebende Wir-
kung der Klage wieder herzustellen 
(§§ 80a i. V. m. 80 Abs. 5 Verwal-
tungsgerichtsordnung − VwGO −). 
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung
Der Landtag hat am 17. Juni 2004 ein 
Gesetz verabschiedet, wonach zum 1. 
Juli 2004 das Widerspruchsverfahren 
für die Zeit vom 1. Juli 2004 bis 30. 
Juni 2006 im Verwaltungsgerichtsbe-
zirk Ansbach probeweise abgeschafft 
wird. Am 21. Juni 2006 wurde eine 

Verlängerung dieses Pilotprojekts bis 
zum 30. Juni 2007 beschlossen. Die 
bisherige Möglichkeit, gegen diesen 
Bescheid Widerspruch einzulegen, ist 
daher nicht mehr gegeben. 
Sollten Sie mit diesem Bescheid nicht 
einverstanden sein, müssen Sie da-
her direkt Klage zum Verwaltungs-
gericht Ansbach innerhalb eines Mo-
nats erheben. Die Einreichung eines 
Schriftsatzes bei der STADT FÜRTH 
wahrt diese Frist nicht! Darüber hi-
naus genügt die Erhebung der Klage 
durch einfache E-Mail nicht der in der 
Rechtsbehelfsbelehrung geforderten 
Schriftform und führt zur Unzuläs-
sigkeit der Klage.
Hinweis: 
Die Rechtsmittelfrist beginnt mit dem 
Tag der Veröffentlichung des Beschei-
des in der Stadtzeitung der STADT 
FÜRTH. Die Akte des Genehmi-
gungsverfahrens kann in der Bauauf-
sicht, Hirschenstraße 2, Zimmer 136, 
eingesehen werden.

Haushaltssatzung für die von der 
Stadt Fürth verwaltete rechtsfä-
hige Stiftung „König Ludwig III. 
und Königin Marie Therese Gol-
dene Hochzeitstiftung Fürth“ für 
das Haushaltsjahr 2007
I.
Auf Grund des Art. 28 Abs. 3 des 
Stiftungsgesetzes in Verbindung mit 
Art. 63 ff der Gemeindeordnung er-
lässt die Stadt Fürth folgende Haus-
haltssatzung, die hiermit bekannt ge-
macht wird: 
§ 1
Der als Anlage beigefügte Wirt-
schaftsplan der von der Stadt Fürth 
verwalteten rechtsfähigen Stiftung 
wird hiermit festgesetzt; er schließt 
im Erfolgsplan in den Erträgen mit 
3 344 000 Euro und den Aufwendun-
gen mit 2 957 000 Euro somit Jah-
resüberschuss/Fehlbetrag 3 870 000 
Euro im Vermögensplan in den Ein-
nahmen (Mittelherkunft) und Aus-
gaben (Mittelverwendung) mit 
2 715 000 Euro ab.
§ 2
Kreditaufnahmen für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnah-
men i.H.v. 1 522 000 Euro sind im 
Vermögensplan vorgesehen.
§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im 
Vermögensplan werden nicht festge-
setzt.
§ 4
Der Höchstbetrag der Kassenkredite 
zur rechtzeitigen Leistung von Aus-
gaben nach dem Wirtschaftsplan wird 
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auf 250 000 Euro festgesetzt.
§ 5
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 
1. Januar 2007 in Kraft.
II.
Vorstehende Satzung wurde vom 
Stadtrat am 17. Januar 2007 beschlos-
sen und von der Regierung von Mit-
telfranken mit Schreiben vom 8. Fe-
bruar 2007 Nr. 12-1222.3/4 H rechts-
aufsichtlich gewürdigt.
III.
Die Haushaltssatzung liegt gem. Art. 
28 Abs. 3 Bay. Stiftungsgesetz, Art. 
65 Abs. 3 Satz 1 und Art. 26 Abs. 2 
der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Bayern i.V.m. § 4 der Bekannt-
machungsverordnung während des 
ganzen Jahres im Amtsgebäude 
Schwabacher Straße 170, Zimmer 
218, innerhalb der allgemeinen Ge-
schäftsstunden zur Einsicht bereit.
Fürth, 16. Februar 2007, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Bekanntmachung 
Die Stadt Fürth beabsichtigt die Neu-
vergabe folgender Leistungen: Über-
nahme, Behandlung und Verwer-
tung der Bioabfälle aus der Stadt 
Fürth. 
Die Bekanntmachung zu diesem Ver-
gabeverfahren mit allen Informatio-
nen ist im Supplement zum EU-Amts-
blatt vom 16. Februar 2007 unter der 
Nummer S 33-040109 veröffentlicht. 
Anforderung der Verdingungsunterla-
gen bei: Stadt Fürth, Zentrale Submis-
sionsstelle, Zimmer 002, Hirschen-
straße 2, 90762 Fürth, Telefon 9 74-
31 06, Fax 9 74-31 08. 
Zahlung: Die Verdingungsunterlagen 
können gegen Bezahlung eines Be-
trags in Höhe von 15,30 Euro abgeholt 
werden. Bei Anforderung der Verdin-
gungsunterlagen ist der Nachweis der 
Einzahlung vorgenannten Betrages 
auf Konto Sparkasse Fürth 18, BLZ 
762 500 00, VWZ: „Biomüll“ beizu-
fügen. Der Betrag wird nicht zurück-
erstattet. Zahlungsweise: Verrech-
nungsscheck oder Überweisung. 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
und Bayerisches Wassergesetz 
(BayWG); Stauerhöhung an der 
Wasserkraftanlage im Bereich 
des Ulmenweges (ehemalige 
Wolfsgrubermühle) an der Peg-
nitz in Fürth
Herr Siegfried Grimmer (Antragstel-
ler) hat bei der Stadt Fürth, Ordnungs-
amt, die Durchführung eines wasser-
rechtlichen Bewilligungsverfahrens 
nach § 8 WHG für das Aufstauen der 
Pegnitz auf die Stauhöhe 286,300 m 

ü NN bei Flur-Nr. 948/2, Gemarkung 
Fürth, beantragt.
Die bereits seit unvordenklichen Zei-
ten bestehende Wasserkraftanlage be-
ruht auf einem Altrecht. Mit Bescheid 
der Stadt Fürth vom 6. Juni 1988 wur-
de das Aufstauen der Pegnitz auf 
286,200 m ü NN bewilligt. Diese was-
serrechtliche Bewilligung ist befris-
tet bis zum 31. Dezember 2018. Der 
Antragsteller beabsichtigt nun, eine 
Stauerhöhung um 10 cm durchzufüh-
ren. Gleichzeitig wird vom Antrag-
steller eine Restwassermenge für das 
vom Freistaat Bayern, vertreten durch 
das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg, 
geplante Umlaufgerinne westlich des 
Ulmenweges zur Verfügung gestellt.
Pläne und Unterlagen, aus denen Art 
und Umfang der beantragten Gewäs-
serbenutzung ersehen werden können, 
liegen in der Zeit vom 7. März bis 
10. April 2007 bei der Stadt Fürth, 
Ordnungsamt, Schwabacher Straße 
170, 90763 Fürth, 3. Stock, Zimmer 
320, zu den üblichen Öffnungszeiten 
(Montag bis Freitag von 8 Uhr bis 12 
Uhr, Montagnachmittag von 13.30 bis 
16.30 Uhr) zur allgemeinen Einsicht-
nahme aus. Nach telefonischer An-
meldung (Telefon 9 74-14 47) können 
die Pläne und Unterlagen auch außer-
halb der Öffnungszeiten eingesehen 
werden.
Etwaige Einwendungen gegen das be-
antragte Vorhaben sind bis spätes-
tens 24. April 2007 schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Stadt Fürth, 
Ordnungsamt, Schwabacher Stra-
ße 170, 90763 Fürth, zu erheben. Mit 
Ablauf der Einwendungsfrist sind al-
le Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen. Form- und frist-
gerecht erhobene Einwendungen wer-
den in einem gesondert bekannt ge-
gebenen Erörterungstermin, auch bei 
Ausbleiben des Antragstellers oder 
von Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, öffentlich verhandelt.
Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, können von dem Erörterungs-
termin durch öffentliche Bekanntma-
chung benachrichtigt werden und die 
Zustellung der Entscheidung über die 
Einwendungen kann durch öffent-
liche Bekanntmachung ersetzt wer-
den, wenn mehr als 50 Benachrichti-
gungen oder Zustellungen vorzuneh-
men sind. 
Das Vorhaben bedarf gemäß § 3 d 
Umweltverträglichkeitsprüfungsge-
setz (UVPG) i.V.m. Art. 83 Abs. 3 
Satz 1 BayWG und Anlage III, I. Teil 
Nr. 13.14.2 zum BayWG einer stand-
ortbezogenen Vorprüfung des Ein-

zelfalles, ob eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchzuführen ist. Von 
der Stadt Fürth, Ordnungsamt, wur-
de unter Berücksichtigung der Krite-
rien der Anlage III, II. Teil Nr. 4 zum 
BayWG festgestellt, dass das Vorha-
ben nicht der Durchführung einer in-
tegrierten Umweltverträglichkeitsprü-
fung bedarf. Die Unterlagen über die 
Vorprüfung des Einzelfalles können 
ebenfalls bei der Stadt Fürth, Ord-
nungsamt, eingesehen werden. Die 
Feststellung ist gemäß Art. 83 Abs. 3 
Satz 3 BayWG nicht selbstständig an-
fechtbar.
Fürth, 16. Februar 2007, STADT FÜRTH, 
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
und Bayerisches Wassergesetz 
(BayWG); Ausbau der Pegnitz 
– Herstellung einer aquatischen 
Durchgängigkeit an der Wasser-
kraftanlage im Bereich des Ul-
menweges (ehemalige Wolfsgru-
bermühle) an der Pegnitz in Fürth
Der Freistaat Bayern, vertreten durch 
das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg, 
Blumenstraße 3, 90402 Nürnberg, 
beabsichtigt, auf den Pegnitzwie-
sen westlich des Ulmenweges ein ca. 
300 Meter langes Umlaufgerinne zu 
errichten. Ziel des Vorhabens ist die 
Herstellung der aquatischen Durch-
gängigkeit an der Pegnitz im Bereich 
des vorhandenen Wasserkraftwerks. 
Das Gerinne wird mit einer Mindest-
wassermenge in Höhe von 300 l/s be-
aufschlagt und soll eine Wassertiefe 
von mindestens 30 cm haben.
Im Rahmen der allgemeinen Vor-
prüfung des Einzelfalles nach § 3 d 
Umweltverträglichkeitsprüfungsge-
setz (UVPG) i.V.m. Art. 83 Abs. 3 
Satz 1 BayWG und Anlage III, I. Teil 
Nr. 13.16 zum BayWG und unter Be-
rücksichtigung der Kriterien der An-
lage III, II. Teil zum BayWG wurde 
durch die Stadt Fürth, Ordnungsamt, 
festgestellt, dass das Vorhaben nicht 
der Durchführung einer integrierten 
Umweltverträglichkeitsprüfung be-
darf. Über die Zulässigkeit des Vorha-
bens kann deshalb in einem Verfah-
ren nach § 31 Abs. 3 WHG entschie-
den werden. 
Die Unterlagen über die Vorprüfung 
des Einzelfalles können bei der Stadt 
Fürth, Ordnungsamt, Schwabacher 
Straße 170, 90763 Fürth, Zimmer 
320, während der allgemeinen Öff-
nungszeiten oder nach telefonischer 
Anmeldung (Telefon 9 74-14 47) ein-
gesehen werden.
Die Feststellung wird hiermit öffent-
lich bekannt gegeben. Sie ist nicht 

selbstständig anfechtbar (Art. 83 Abs. 
3 Satz 3 BayWG). 
Fürth, 16. Februar 2007, STADT FÜRTH, 
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Öffentliche  
Ausschreibungen

Öffentliche Ausschreibung
1. Auftraggeber: Stadt Fürth, Baure-
ferat, Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, 
Telefon 9 74-31 06, Telefax 9 74-31 08.
2. a) Verfahrensart: Öffentliche 
Ausschreibung nach VOB. Vergabe 
von Zeitvertragsarbeiten nach dem 
Auf- und Abgebotsverfahren gemäß 
§ 6 VOB/A.
b) Vertragsform: Bauvertrag. 
3. a) Ausführungsort:  90762 Fürth.
b) Auftragsgegenstand: Straßenun-
terhaltsarbeiten 2007/2008 im Stadt-
gebiet Fürth. Bei den Arbeiten han-
delt es sich im Wesentlichen um die 
Schließung von Aufgrabungsflächen, 
Zufahrtsherstellungen, Frostschäden-
behebungen und die Behebung von 
unerwartet anfallenden Straßenschä-
den im Stadtgebiet Fürth. Für den 
Auftragszeitraum wird eine Gesamt-
auftragssumme von 250 000 Euro an-
genommen. 
c) Unterteilung in Lose: Entfällt.
d) Anfertigung von Entwürfen: Ent-
fällt.
4. Ausführungsfristen: Vertragsdau-
er Rahmenvertrag: 25. Mai 2007 bis 
24. Mai 2008.
5.a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Bauverwaltungs-
amt, Hirschenstraße 2, Zimmer 002, 
90762 Fürth, Telefon 9 74-31 06, Tele-
fax 9 74-31 08. Verdingungsunterlagen 
können bei der o.g. Stelle ab 5. März 
2007 von 8 Uhr bis 13 Uhr abgeholt 
bzw. angefordert werden. 
b) Zahlung: Die Verdingungsunter-
lagen können gegen Bezahlung von 
20 Euro abgeholt werden. Bei Anfor-
derung der Verdingungsunterlagen ist 
ein Nachweis der Einzahlung vorge-
nannten Betrages auf Konto Sparkas-
se Fürth 18 (BLZ 762 500 00) oder 
Postbank Nürnberg 2676859 (BLZ 
760 100 85) beizufügen. Der Betrag 
wird nicht zurückerstattet. 
6.a) Schlusstermin für Angebots-
eingang: Siehe 7.b).
b) Anschrift: Stadt Fürth, Bauver-
waltungsamt, Hirschenstraße 2, Zim-
mer 002, 90762 Fürth.
c) Sprache: Deutsch.
7.a) Zur Angebotseröffnung zuge-
lassene Personen: Bieter und ihre 
Bevollmächtigten. 
b) Tag, Stunde, Ort: 29. März 2007, 
14 Uhr, Hirschenstraße 2, 90762 
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Fürth, Zimmer 002.
8. Kautionen und sonstige Sicher-
heit: Entfällt. 
9. Finanzierungs- und Zahlungsbe-
dingungen: Abschlags- und Schluss-
zahlungen nach VOB/B in Verbin-
dung mit Nummer 30 ZVB/E.
10. Rechtsform und Bietergemein-
schaft: Entfällt.
11. Mindestbedingungen: Für den 
Auftrag kommen nur Bieter in Be-
tracht, die bereits Leistungen mit Er-
folg ausgeführt haben, die mit der 
zu vergebenen Leistung vergleichbar 
sind und diese kurzfristig ausführen 
können, da es sich um Straßenunter-
haltsarbeiten handelt. 
12. Bindefrist: 4. Mai 2007.
13. Zuschlagskriterien: Gemäß 
VOB/A § 25.
14. Nebenangebote: Sind nicht zuge-
lassen.
15. Sonstige Angaben: Nachprüfstel-
le gemäß § 31 VOB/A: Regierung von 
Mittelfranken, VOB-Stelle, Promena-
de 27, 91522 Ansbach.
16. Tag der Veröffentlichung der 
Vorinformation: Entfällt.
17. Tag der Absendung der Be-
kanntmachung: Entfällt. 

Öffentliche Ausschreibung
1. Auftraggeber: Stadt Fürth, Baure-
ferat, Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, 
Telefon 9 74-31 06, Telefax 9 74-31 08.
2.a) Verfahrensart: Öffentliche Aus-
schreibung.
b) Vertragsform: Bauvertrag.
3.a) Ausführungsort: 90762 Fürth, 
Stadtgebiet.
b) Auftragsgegenstand: Straßenbe-
gleitgrünpflanzung Frühjahr 2007: 
Landschaftsgärtnerische Arbeiten 
mit ca 1000 m2 Pflanzfläche und 63 
Baumpflanzungen. 
c) Unterteilung in Lose: Ist nicht 
vorgesehen.
d) Anfertigung von Entwürfen: Ent-
fällt.
4. Ausführungsfristen: Unmittelbar 
nach Auftragserteilung.
5.a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Bauverwaltungs-
amt, Hirschenstraße 2, Zimmer 002, 
90762 Fürth, Telefon 9 74-31 06, Tele-
fax 9 74-31 08. Unterlagen können bei 
der o.g. Stelle ab 1. März 2007 von 8 
bis 13 Uhr abgeholt bzw. angefordert 
werden.
b) Zahlung: Die Verdingungsunter-
lagen können gegen Bezahlung ei-
nes Betrages von 20,40 Euro abgeholt 
werden. Bei Anforderung der Verdin-
gungsunterlagen ist der Nachweis der 
Einzahlung vorgenannten Betrages 
auf Konto Sparkasse Fürth 18 (BLZ 

762 500 00) oder Postbank Nürnberg 
2676 859 (BLZ 760 100 85) beizufü-
gen. Der Betrag wird nicht zurücker-
stattet.
6.a) Schlusstermin für Angebot-
seingang: 14. März 2007, 14 Uhr.
b) Anschrift: Stadt Fürth, Bauver-
waltungsamt, Hirschenstraße 2, Zim-
mer 002, 90762 Fürth.
c) Sprache: Deutsch.
7.a) Zur Angebotseröffnung zuge-
lassene Personen: Bieter und ihre 
Bevollmächtigten.
b) Tag, Stunde, Ort: Mittwoch, 14. 
März 2007, 14 Uhr, Hirschenstraße 2, 
Zimmer 002, 90762 Fürth.
8. Kautionen und sonstige Sicher-
heiten: Für die Erfüllung sämtlicher 
Verpflichtungen aus dem Vertrag 
ist die Sicherheit in Höhe von 5 Pro-
zent der Auftragssumme als selbst-
schuldnerische Bürgschaft zu leisten. 
Es werden nur Bürgschaften eines in 
der Europäischen Union zugelassenen 
Kreditinstituts oder Kreditversiche-
rers angenommen.
9. Finanzierungs- und Zahlungsbe-
dingungen: Abschlags- und Schluss-
zahlungen erfolgen nach VOB/B in 
Verbindung mit Nummer 30 ZVB/E.
10. Rechtsform und Bietergemein-
schaft: Gesamtschuldnerisch haften-
de Bietergemeinschaften mit bevoll-
mächtigtem Vertreter sind zugelas-
sen.
11. Mindestbedingungen: Für den 
Auftrag kommen Bieter in Betracht, 
die bereits Leistungen mit Erfolg aus-
geführt haben, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind. 
Siehe Vergabeunterlagen (Eignungs-
nachweis des Bieters).
12. Bindefrist: Bis 12. April 2007.
13. Zuschlagskriterien: Gem. VOB/
A § 25.
14. Nebenangebote: Sind zugelas-
sen.
15. Sonstige Angaben: Nachprüfstel-
le gemäß § 31 VOB/A: Regierung von 
Mittelfranken, VOB Stelle, Promena-
de 27, 91522 Ansbach.
16. Tag der Veröffentlichung der 
Vorinformation: Entfällt.
17. Tag der Absendung der Be-
kanntmachung: Entfällt.

Öffentliche Ausschreibung
1. Vergabestelle: Stadt Fürth, Bau-
referat, Bauverwaltungsamt (Amt 
60), Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, 
Telefon 9 74-31 06 oder -31 07, Te-
lefax 9 74-31 08, E-Mail: marco.
sittig@fuerth.de.
2.1 Verfahrensart: Öffentliche Aus-
schreibung nach VOL/A.
2.2 Vertragsform: Dienstleistungs-

auftrag über Digitalisierung des Ge-
bäudebestandes nach DIN 277, Lie-
ferung von ausgeplotteten Plänen und 
Erstellung und Lieferung von Daten-
trägern, erstellt mittels AutoCAD 
und „Hylas FM 2.0“ in einer für die 
Gebäudewirtschaft Fürth erstellten 
Strukturdefinition im Zeitvertrag.
3. Ausführungsort/Objekt: Ausge-
wählte Objekte nach Objektliste im 
Stadtgebiet Fürth.
4. Art und Umfang der Leistung: 
Insgesamt sind ca. 250.000 qm in rd. 
223 Gebäuden zu erfassen und zu be-
arbeiten. Es ist eine monatliche Leis-
tung von ca. 40.000 qm zu erbringen.
5. Losweise Vergabe: Entfällt, der 
Auftrag wird als Gesamtauftrag ver-
geben. Angebote nur für einen Teil 
der Dienstleistung können nicht abge-
geben werden.
6. Laufzeit des Zeitvertrages: April 
2007 bis 30. November 2007.
7. Anforderung der Unterlagen und 
Empfänger der Angebote: Siehe Nr. 
1. 
8. Unterlagen können eingesehen 
werden bei: Stadt Fürth, Gebäude-
wirtschaft Fürth/Projektumsetzung, 
Verwaltungsgebäude Technisches 
Rathaus, Hirschenstraße 2, Zim-
mer 0321, 90762 Fürth, Telefon 9 74-
34 65.
9. Einzahlung des Kostenbeitrags 
für das LV: Höhe 40,80 Euro in bar 
oder Scheck unter der in Nr. 1 angege-
benen Adresse oder per Banküberwei-
sung an: Stadt Fürth, Stadtkasse, Kon-
to 18, Sparkasse Fürth, BLZ 762 500 
00 unter Angabe des Verwendungs-
zwecks „LV Digitalisierung Gebäu-
debestand GWF“. Der Kostenbeitrag 
wird nicht zurückerstattet. Bietern, 
die den Kostenbeitrag geleistet haben, 
werden die „Besonderen Vertrags-
bedingungen“ (BVB), einschließlich 
Pflichtenheft sowie den Anlagen 1 bis 
4 zu den BVB per E-Mail auf Anfor-
derung kostenlos übersandt. Anforde-
rung: siehe Nr. 1. 
10. Ablauf der Angebotsfrist: 28. 
März 2007, 15 Uhr.
11. Höhe der Sicherheitsleistung: Es 
werden keine Kautionen und Sicher-
heiten gefordert.
12. Vorzulegende Unterlagen: Mit 
dem Angebot sind folgende Unterla-
gen vorzulegen:
• Auszug aus dem Gewerbezentral-

register,
• Angaben zum Unternehmen: 

Rechtsform, Stammsitz, Ge-
schäftsführung, Stammkapital, 
Firmengründung, Umsatzzahlen 
der letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahre, Mitarbeiterzahlen 

(Anzahl der im Geschäftsbereich 
der Gebäudevermessung und -do-
kumentation Beschäftigten, aufge-
gliedert nach Funktion), 

• Nachweis über bestehende Be-
triebshaftpflichtversicherung mit 
Angaben über die Deckungssum-
men, einschl. Zusatz „Schlüssel-
verlust“,

• Unbedenklichkeitsbescheinigun-
gen: Finanzamt, Krankenkasse, 
Berufsgenossenschaft,

• Anzahl der ständig zum Einsatz 
kommenden Teams/Mitarbeiter 
für die ausgeschriebene Dienstleis-
tung,

• Eigenerklärung über die bereits in-
stallierten Systeme „Hylas FM 
2.0“,

• Referenzliste mit Angabe von 
durchgeführten Aufträgen für 
den kommunalen Bereich mit Hy-
las FM 2.0 in mindestens gleicher 
Größenordnung der ausgeschriebe-
nen Dienstleistung,

• Bieter, die ihren Betriebssitz weiter 
als 100 km im Umkreis von Fürth 
haben, bitten wir um Angabe, ob 
sie innerhalb dieser 100-km-Gren-
ze eine Niederlassung betreiben 
und wie viele Beschäftigte dort für 
sie tätig sind. 

13. Rechtsform der Bietergemein-
schaft: Gesamtschuldnerisch haftend 
mit bevollmächtigtem Vertreter.
14. Zuschlags-/Bindefrist: 25. April 
2007.
15. Die Stadt Fürth behält sich vor, 
den Auftrag unter Berücksichtigung 
von § 25 Nr. 3 VOL/A (wirtschaft-
lichstes Angebot) zu vergeben, wobei 
nach einer Nutzwertanalyse folgende 
Zuschlagskriterien gelten: 
1. Gesamtpreis (Gewichtung 60 Pro-
zent), 2. Technisches Kriterium (10 
Prozent): Leistungsfähigkeit des Bie-
ters (Anzahl der bereits installierten 
Systeme „Hylas FM 2.0“), 3. Perso-
nelle Ausstattung (30 %): Anzahl der 
für diese Ausschreibung ständig ein-
gesetzten Mitarbeiter.
Von der Wertung werden folgen-
de Angebote ausgeschlossen (Aus-
schlusskriterien): 
1. Angebote, die unvollständig abge-
geben werden. 2. Angebote, bei de-
nen nicht gewährleistet ist, wenn die 
Vor-Ort-Arbeiten unterbrochen wer-
den (z.B. bei Krankheit), dass ent-
sprechendes Vertretungspersonal vor-
handen ist und sofort eingesetzt wer-
den kann.
16. Sonstige Angaben: Nachprüf-
stelle: Regierung von Mittelfranken, 
VOL-Stelle, Promenade 27, 91522 
Ansbach. 




